
sozialistischen Gesellschaft um die strikte Einhaltung 
ihres Rechts, die Verhütung und Bekämpfung von Ver
stößen gegen die staatlichen Regeln des gesellschaft
lichen Zusammenlebens.
Damit treten auch die spezifischen Züge des sozialisti
schen Rechts, seine erzieherisch-organisierende Rolle, 
seine Eigenschaft als Hebel der Entwicklung der Pro
duktivkräfte und der Festigung der sozialistischen Pro
duktionsverhältnisse immer klarer zutage.
Das sozialistische Recht ist ein wichtiges Instrument 
unseres Staates, um die gesellschaftliche Entwicklung 
zu organisieren und das sozialistische Zusammenleben 
der Menschen, die Beziehungen der Bürger zueinander 
und zu ihrem Staat zu regeln. Sein Inhalt, seine Ge
staltung und seine richtige Anwendung verleihen den 
objektiv wirkenden Gesetzmäßigkeiten Ausdruck, för
dern das Bewußtwerden dieser Gesetzmäßigkeiten durch 
die Volksmassen und lenken deren Schöpferkraft auf 
die bewußte Ausnutzung dieser Gesetze. Das Recht wird 
somit bei der Lösung der wirtschaftlich-organisatori
schen und kulturell-erzieherischen Aufgaben des Arbei
ter-und-Bauern-Staates, bei der breitesten Entfaltung 
der sozialistischen Demokratie zu einer großen gestal
tenden und mobilisierenden Kraft. Es dient dem Volk, 
seiner sozialistischen Arbeit und seinem friedlichen 
Leben.
Der Arbeiter-und-Bauern-Staat wendet das sozialistische 
Recht als eine scharfe Waffe gegenüber solchen Perso
nen an, die im Dienste imperialistischer Agenturen und 
der NATO feindliche Handlungen gegen die Deutsche 
Demokratische Republik und ihre Bürger begehen oder 
sich durch andere schwerste Verbrechen außerhalb der 
Gesellschaft stellen.

*
Die jetzt bestehenden neuen gesellschaftlichen Bedin
gungen und die Aufgaben beim umfassenden Aufbau 
des Sozialismus ermöglichen und verlangen die Ver
vollkommnung der sozialistischen Rechtsordnung. Es 
gilt, die Erfordernisse der zur vollen Wirksamkeit ge
langenden objektiven Gesetzmäßigkeiten und die maxi
male Einbeziehung aller gesellschaftlichen Kräfte zur 
Grundlage der Ausarbeitung und des allseitigen, 'um
fassenden Ausbaues der neuen, sozialistischen Normen 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens der Menschen 
sowie der Rechtspflege und der Arbeitsweise und Wirk
samkeit ihrer Organe zu machen.
In der Programmatischen Erklärung des Vorsitzenden 
des Staatsrates und den Rechtspflegebeschlüssen des 
Staatsrates wurden entsprechend den Erfordernissen 
der Vollendung des Sozialismus die Grundsätze der 
sozialistischen Rechtspflege entwickelt.
Mit diesem Erlaß wird ein bedeutsamer Schritt getan, 
um entsprechend diesen Grundsätzen und den neuen 
Aufgaben der Etappe des umfassenden Aufbaus des 
Sozialismus die grundsätzlichen Aufgaben der Organe 
der Rechtspflege, die Prinzipien und Formen ihrer Ar
beitsweise festzulegen und die Garantien für die Ver
wirklichung des sozialistischen Rechts zu erhöhen. Mit 
der Durchführung dieses Erlasses werden in der Ar
beitsweise und Organisation der Organe der Rechts
pflege Überreste alter, aus dem Kapitalismus überkom
mener Formen und Praktiken beseitigt. So werden im 
Kampf gegen die bürgerlichen Rechtstraditionen die 
dem sozialistischen Inhalt unserer Rechtspflege entspre
chenden neuen Formen herausgebildet.
Mit dem Übergang zum umfassenden Aufbau des So
zialismus werden auch den Organen der Rechtspflege 
für die Verwirklichung des Rechts zur Lösung der viel
gestaltigen Probleme der sozialistischen Umwälzung 
neue, einheitliche Maßstäbe und Ziele gesetzt, die durch 
die allseitig zur Wirksamkeit gelangenden ökonomi
schen und anderen objektiven Gesetzmäßigkeiten des

Sozialismus bestimmt werden. Diese objektiven Anfor
derungen an unser Recht und die Rechtspflege lassen 
keinen Raum für willkürlich-subjektive Einflüsse auf 
die Rechtspflege.
Diesen gesetzmäßigen Erfordernissen und der Vervoll
kommnung der in der Deutschen Demokratischen Repu
blik bestehenden festen Garantien für die strikte Ein
haltung des sozialistischen Rechts, das dem Wohle der 
friedlichen Arbeit und den Interessen des werktätigen 
Volkes dient, entspricht:

Der Ausbau der einheitlichen Leitung der Recht
sprechung aller Gerichte durch das Oberste Gericht, 
dessen alleinige und unmittelbare Verantwortung vor 
der Volkskammer und dem Staatsrat der Deutschen 
Demokratischen Republik und die verstärkte Siche
rung der Unabhängigkeit der Richter.
Die Erweiterung der Rechte und Pflichten der Staats
anwaltschaft bei der strengen Aufsicht über die Wah
rung der einheitlichen sozialistischen Gesetzlichkeit, 
insbesondere im Untersuchungsverfahren und im 
Strafvollzug.
Die feste Verbindung der Organe der Rechtspflege 
mit dem Leben der Werktätigen und den Aufgaben 
des umfassenden sozialistischen Aufbaus durch die 
Festigung und Verbesserung der Zusammenarbeit der 
Gerichte mit den örtlichen Volksvertretungen, den 
gesellschaftlichen Massenorganisationen und den Aus
schüssen der Nationalen Front.

Die wachsende bewußte Teilnahme der Bevölkerung 
am sozialistischen Aufbau, an der Gestaltung des ge
sellschaftlichen Lebens bringt ständig neue gesellschaft
liche Kräfte hervor, die unmittelbar bei der Verhütung 
und Bekämpfung von Rechtsverletzungen und der Er
ziehung Gestrauchelter wirksam werden.
Diesen großen moralisch-erzieherischen Kräften der 
sozialistischen Gesellschaft muß in der Rechtsprechung 
der Gerichte auch in solchen Formen wie der Mitwir
kung von Vertretern gesellschaftlicher Organisationen 
und sozialistischer Kollektive am Gerichtsverfahren, der 
Durchsetzung des Prinzips der Bewährung in der Ar
beit bei Bestrafung ohne Freiheitsentzug, der Über
nahme von Bürgschaften durch sozialistische Kollektive 
der Werktätigen zur Erziehung von Rechtsverletzern 
volle Geltung verschafft werden.
Um der kollektiven Selbsterziehung der Bürger bei der 
Überwindung von Rechts- und Moralverstößen breite
sten Raum zu gewähren, werden zur unmittelbaren ge
sellschaftlichen Ahndung geringfügiger Straftaten die 
Aufgaben und Möglichkeiten der Konfliktkommissionen 
wesentlich erweitert und in den Wohngebieten und in 
sozialistischen Genossenschaften Schiedskommissionen 
neu geschaffen. Das erfordert auch die Erhöhung der 
Verantwortung der Staatsorgane, der Massenorganisa
tionen und der Nationalen Front für die aktive Förde
rung und Unterstützung der Organe der gesellschaft
lichen Selbsterziehung. Die Zusammenarbeit der Or
gane der Rechtspflege mit den Volksvertretungen, den 
Massenorganisationen und den Ausschüssen der Natio
nalen Front muß so entwickelt werden, daß sie der 
Mobilisierung der Kräfte der gesamten Bevölkerung im 
Kampf gegen Rechtsverletzungen und deren Ursachen, 
der noch besseren Lösung der politisch-ökonomischen 
und kulturellen Aufgaben in ihrem Gebiet wirksame 
Impulse gibt. Gleichzeitig muß die Verantwortung jedes 
einzelnen Volksvertreters für die Mitarbeit an der Lö
sung der Probleme der Gesetzlichkeit und Rechtspflege 
in seinem Wirkungsbereich entwickelt werden.
Die in diesem Erlaß getroffenen Festlegungen über die 
neuen Aufgaben der Gerichte, der Konfliktkommissio
nen und Schiedskommissionen, der Staatsanwaltschaft, 
des Strafvollzugs, des Ministeriums der Justiz und der 
Rechtsanwälte, über die noch engere Verbindung der
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